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Zuerst privat, jetzt
offiziell: Premier-
ministerJunckerist
für die doppelte
Staatsbürgerschaft.
Ein entsprechendes
Gesetzdürfte aller-
dingssoschnell nicht
spruchreifsein.
Damit die CSV−Wahl-
klientel nicht scha-
renweise zumADR
abdriftet, wirdin den
nächstenJahren erst
einmal studiert und
debattiert.
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WOHNUNGSPOLITIK

Die Haltung der
Regierungin Sachen
Wohnungsbauist
zumindest wider-

sprüchlich. Warumwird
öffentlichesEigentum
meistbietendverkauft,
wenn die Preisspirale

erklärtermaßen gebremst
werdensoll?

Minister, Gemeindepoliti-
kerInnen, öffentliche Bauträ-
ger, ArchitektInnen und sogar
die Immobilienhändler schei-
nen sichin einemPunkt sehr
einig zu sein. Sie alle haben−
zuletzt in der RTL−Impulssen-
dung vomvergangenen Sonn-
tag - bestätigt: Instrumente,
um die i mmer dringlicher
werdende Wohnungsmisere
und die Bauspekulation in
den Griff zu bekommen, gibt
es viele. Und zwar nicht erst,
seitdem der Premier zum
"Ruck durch den Wohnungs-
markt" aufgerufenhat.
Dem Gesetz nach besteht

für die Kommunen beispiels-
weise die Möglichkeit, Eigen-
tümerInnern von ausgewiese-
nen Bauflächen, die unbebaut
bleiben, zum Bau zu ermah-
nen. Sollten diese der Auffor-
derungauchnach drei Jahren
noch nicht nachgekommen
sein, kanndie Gemeinde−laut
37er Gesetz verantwortlich
für Bau und Erhalt ausrei-
chender Wohnungen− Unwilli-
ge sogar enteignen und die
entsprechende Fläche selbst
bebauen oder durch ein Bau-
unternehmenbebauenlassen.
Das ist sicherlich umeini-

ges drastischer als die von

Jean−Claude Juncker i m ver-
gangenen Jahr ausgesproche-
ne Warnungvor einemstärke-
renstaatlichen Eingriff in den
Baui mmobilienmarkt. Damals
kündigteer an, "auch wennei-
nige darin die Wiederkehr ei-
nes Stücks Kommunismus er-
kennen mögen", dass der
Staat in größerem Umfang
Grundstücke bereitstellen
würde, "umdenen das Hand-
werk zu legen, die glauben,
sie könnten sich am Wunsch
der LeutezumBaueneinegol-
dene Naseverdienen".
Dieser erste Vorstoß gegen

die Preisexplosion brachte
keine Veränderung auf dem
Wohnungsmarkt. Warum, liegt
auf der Hand: Der Staat ver-
fügt in den relevanten Regio-
nen selbst kaum über Bau-
landreserven, um mäßigend
auf die Marktpreise wirkenzu
können. Und dort, wo die öf-
fentliche Hand über Flächen
verfügt, auf demKirchberget-
wa, erlaubt sie staatlich sub-
ventionierten Institutionen
wie dem "Fonds d'Urbanisa-
tion du Kirchberg" diese
an den Meistbietenden zu
verkaufen. Sollte für den Ver-
kauf dieser Immobilien etwa
das Argument der "sozialen

Durchmischung" gelten, mit
dem Wohnungsbauminister
FernandBodenundder Direk-
tor des "Fonds du logement
de côut modéré" jüngst die
Versteigerung von 27 Appar-
tements in auf der "Eecher
Schmelz" rechtfertigte? Die
neue Offensivegegen Bauspe-
kulation, daist demLSAP−Ab-
geordneten Mars di Bartolo-
meo zuzusti mmen, wird un-
glaubwürdig, wenn der Staat
mit gleichen, preissteigern-
den MethodenzuFeldezieht.

Dass die Immobilienbesit-
zerInnen durch Steuerge-
schenke zum Verkauf "ver-
führt" werden sollen, macht
Sinn− vor demHintergrundei-
ner Wohnungsbauministers,
welcher entscheidende Jahre
für den Aufbau eines soliden
staatlichen Wohnungsange-
bots verschlafen hat und es
bis heute versäumt, den ty-
pisch luxemburgischen
Wunsch nach einem Eigen-
hei m zu hinterfragen. Statt
konsequent dafür Sorge zu
tragen, dass Kommunen mehr
Handlungsfreiheit in Sachen
Wohnungspolitik erhalten −
mittels Vorkaufsrechten und
ausreichender staatlicher Un-
terstützung bei den Folge-
kosten für Schulen, Kanalisa-
tion, Freizeiteinrichtungen
etc. −, wirdlieber der ohnehin
begrenzte finanzielle Spiel-
raum vieler Gemeinden mit
unsinnigen Steuergeschenken
weiter verengt. Längst über-
fällige, regulierende Maßnah-
men, zum Beispiel eine wirk-
same Strafsteuer auf spekula-

tiven Grundstücksbesitz, wer-
den mit populistischen Wor-
tenverteufelt. Diei mmanente
Botschaft der großzügi-
gen Steuerreform von 2002 −
noch mehr Wohlstand für
Auserwählte − trägt aber un-
ter anderemgenau zu jenem
Phänomen bei, welches eine
kritische Architektin ein-
mal als "alles bremsen-
den Wohlstandsegoismus" be-
zeichnete.
Da wundert es wenig, wenn

kein Gemeindepolitiker es
wagt, die bestehenden Geset-
ze konsequent anzuwenden
und des Luxemburgers lieb-
stes Kind, das Eigentum, an-
zurühren. Gegen die Woh-
nungsmisereist aber mehrge-
fragt als ministerielle Briefe
an die Kommunen mit dem
Hinweis auf (alte) rechtliche
Möglichkeiten und ein halb-
herziger, vorrangig auf die
Förderung künftiger Eigen-
hei mbesitzerInnen ausgerich-
teter "Aktionsplan": Um das
gesellschaftliche Kli ma zu
verändern, bedarf es neben
neuer (Wohn− und Lebens−)Vi-
sionen auf Regierungsebene
vor allem einer soliden, auf-
klärerischen Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen
AkteurInnen (Gemeinden, öf-
fentliche und private Bauträ-
ger, BesitzerInnen) sowie ei-
nes konzeptuell fundierten
"Tatendrangs". Den Beweis,
sich derart einzubringen, ist
der zuständige Minister trotz
achtjähriger Amtszeit bis heu-
teschuldiggeblieben.
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24/5-2/6/2002
(fil m/theatre/concert/events)

Doppelpass

Preis: 1,49 €

Contrôler le milieu
Le parl ement a voté une
moti on consensuell e sur
l a prostituti on − mai nte-
nant, au gouvernement
d' agir.
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Excèsdezèle
Was i st Terrori smus?
I nnerhal b des EU−Ak-
ti onspl ans hat si ch
Mi ni ster Fri eden für
Luxemburg ei n beson-
ders gutes Gesetz aus-
gedacht.

aktuell, Seite 6

Liberté...
Enri co Lunghi, hi stori en
de l' art et directeur arti s-
ti que du Casi no−Luxem-
bourg, nous parl e de l' art
contemporai n au
Luxembourg.
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Bullesespagnoles
Une expositi on au Cercl e
per met de découvrir l a
bédé espagnol e, qui a
son i dentité et son
hi stoire propre.
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